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Das britisdie Wahlergebnis in wirtsdiaftlidier Beurteilung
London, den 8. Juni

E s ist vielleicht das wichtigste 
Ergebnis der britisdien Parla­

mentswahlen, daß sie eine erneute 
Bestätigung für die außerordentliche 
parteipolitische Stabilität des Lan­
des erbrachten. Der „schwankende 
W ähler", der angeblich das Züng­
lein an  der W aage bildet, hat sich 
bei diesen W ahlen endgültig als 
Mythos entlarvt. Die beiden großen 
Parteien stellen solide, etwa gleich 
starke Blocks dar. Der Ausgang 
von Unterhauswahlen hängt daher 
von ihrer Fähigkeit ab, ihre An­
hänger zur W ahlurne zu bringen, 
und nicht davon, ob sie im letzten 
Augenblick dem Rivalen einige 
Stimmen abspenstig machen.

Bei den letzten W ahlen waren 
die Konservativen in dieser Hin­
sicht erfolgreicher, nicht nur weil 
ihre Parteimaschine besser arbei­
tete und ihre Opponenten noch an 
internen Zwistigkeiten mit dem 
Bevan-Flügel kranken, sondern vor 
allem, weil sie ihren W ählern auch 
ohne Sir W inston Churchill ein 
arbeitsfähiges und praktisch er­
probtes Kabinett vorstellen konn­
ten, während es Labour an Per­
sönlichkeiten, Selbstvertrauen und 
Zusammenspiel fehlt. W ahlpro­
gramme und öffentliche Ausein­
andersetzungen über strittige Fra­
gen spielten dem gegenüber keine 
Rolle. Die meisten W ähler beur­
teilen Regierungen nach ihrem 
eigenen W ohlergehen und fanden 
an der konservativen Politik wenig 
auszusetzen. Viele Labour-W ähler 
blieben deshalb zu Hause. Dabei

konnte die A rbeiterpartei aber die 
W ahlunlust ihrer Anhänger gerade 
in den hart umkämpften W ahlkrei­
sen, in denen es auf die letzte 
Stimme ankommt, noch am besten 
überwinden mit dem — durchaus 
erwünschten — Resultat, daß eine 
ganze Reihe von Sitzen im neuen 
Unterhaus mit geringer M ehrheit 
gehalten werden, also bei der näch­
sten Gelegenheit w ieder in andere 
Hände übergehen können.

Das sollte die Konservativen auf 
lange Sicht zur Vorsicht mahnen. 
Gleichzeitig haben sie aber dank 
dem britischen W ahlsystem, das 
ein kleines Stimmenübergewicht in 
eine verhältnism äßig große Par­
lamentsmehrheit verwandelt, eine 
durchaus sichere Stellung im neuen 
Unterhaus, was man vom alten  
nicht sagen konnte. Nachdem Eng­
land fünf Jahre lang m it unsicheren 
M ehrheiten regiert worden ist, hat 
sich das Land nun, den parlam en­
tarischen Spielregeln zufolge, ein­
deutig, wenn auch nicht überw äl­
tigend, für die Konservativen en t­
schieden. Diese können also, zumin­
dest für die nächsten zwei oder 
drei Jahre, auch drastische und un­
populäre M aßnahmen ergreifen, 
ohne befürchten zu müssen, daß 
diese ihnen die nächsten W ahlen 
kosten werden.

An Gelegenheit für drastische 
Handlungen fehlt es nicht, vor 
allem im Arbeitssektor, auf dem 
Streiks und Streikdrohungen in 
einigen W irtschaftszweigen fast 
chronisch geworden sind. Selbst 
wenn der d irekte Produktionsver­
lust gewöhnlich gering ist, so be­
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unruhigt die Verantwortungslosig­
keit, mit der kleinere Gewerkschaf­
ten oft aus trivialen Gründen ohne 
Rücksicht auf bestehende Verhand- 
lungs- und Vermittlungsmöglich­
keiten zur Streikwaffe greifen. Die 
Regierung kann auf die U nterstüt­
zung der öffentlichen Meinung und 
der zentralen Gewerkschaftsorgane 
und die wohlwollende N eutralität 
der Labour-Führung rechnen, wenn 
sie diesem Übel zu Leibe rückt. 
Eine nachhaltige Bereinigung der 
S treiksituation erfordert jedoch 
eine klare und gerechte Lohn­
politik, a n  der es die Konser­
vativen haben fehlen lassen, seit­
dem sie die nur zeitweilig erfolg­
reiche Politik des Lohn- und Preis- 
stops der Labour über Bord warfen. 
Ihr W ahlaufruf enthielt das V er­
sprechen, daß jeder eine Chance 
haben sollte, „mehr zu verdienen 
und m ehr zu besitzen". Aber wie 
das in  die Praxis übertragen w er­
den soll, ohne neue Unruhe zu 
schaffen und der schleichenden In­
flation neuen Auftrieb zu geben, 
w urde nicht gesagt.

Das Anstiegstempo von Preisen 
und Lebenshaltungskosten hat sich 
erfreulicherweise im letzten Jahr 
verlangsam t. Die Regierung muß 
einen w eiteren Preisauftrieb zu ver­
hindern suchen — im Interesse des 
Ausfuhrhandels und der Zahlungs­
bilanz, wenn nicht aus Rücksicht 
auf den Lohn- und Gehaltsemp­
fänger. Sie kann es durch Steuer- 
und Zinssenkungen, mäßigende 
Einwirkung auf private und öffent­
liche Monopole und Kartelle, Ein­
schränkung unrentabler Produktion 
in der Landwirtschaft, Rationali­
sierung des Verkehrs, U nterstüt­
zung produktionsfördernder und 
-verbilligender Investitionen und 
A bbau der noch verbliebenen 
Reste der Bewirtschaftung. Alle 
diese Maßnahmen dürften, soweit 
möglich, ins Spiel gebracht werden. 
W ichtiger erscheint den Konser­
vativen aber die Schaffung eines 
günstigen W irtschaftsklimas durch 
stetige Expansion des Produktions­
und Handelsvolum ens in freiem 
W ettbewerb und Wagnis.
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Außenpolitik und Außenhandel 
spielen bei den Bemühungen, eine 
Atmosphäre des V ertrauens zu 
schaffen, eine große Rolle. Man 
wagt in London kaum, auf eine 
wirklich erfolgreiche V iererkonfe­
renz zu hoffen und glaubt eher, 
durch geduldige Kleinarbeit lang­
sam zum Ziel einer internationalen 
Entspannung gelangen zu können. 
Der Ausfuhrhandel w ird seine Vor­
rangstellung im englischen W irt­
schaftsleben in vollem Umfang be­
haupten. Die konservative Regie­
rung glaubt, daß sich die Zahlungs­
bilanz leiditer unter expansiven 
Handelsbedingungen ausgleidien 
läßt, wobei aber viel, besonders 
für die erwünschte W iederherstel­
lung der Sterling-Konvertibilität, 
von der Einstellung des Dollar­
raums abhängt. Die erhoffte A kti­
vierung der Zahlungsbilanz wird 
zu erhöhten Investitionen im Aus­
land, vor allem im Common­
wealth, ausgenutzt werden.

Die K onservativen gehen an 
alle diese Probleme mit großem 
V ertrauen heran, nachdem sidi 
ihre bisherige W irtschafts- und A u­
ßenpolitik als erfolgreich erwiesen 
hat. Sie sehen große Möglichkei­
ten für neue M änner und neue 
Ideen und glauben mit Recht, daß 
ihnen das M andat der W ähler­
schaft volle A utorität für eine 
kühne und weitschauende Politik 
gibt. (A.)

Das Ereignis des Monats
D ie Note des Kreml mit der Einladung des Bundeskanzlers und anderer 

Regierungsmitglieder nach Moskau hat in der W eltpresse eine Be­
achtung erfahren wie nur wenige politische Ereignisse der letzten Jahre. 
Im Zusammenhang mit den anderen politischen Unternehmungen Moskaus 
in  jüngster Zeit wird damit der Eindruck verstärkt, daß Moskau die 
Absicht hat, die Initiative des weltpolitischen Handelns an sich zu reißen. 
Und man muß zugeben, daß die westlichen Mächte nicht viel dazu getan 
haben, um ihre Initiativfreudigkeit unter Beweis zu stellen. W enn wir 
auch wissen, daß es in einem autoritären  Staatsregime immer leichter 
ist als in einer demokratischen Ordnung, durch überraschende Entschlüsse 
den Eindruck initiativen Handelns zu erwecken, so kann doch die über­
triebene Zurückhaltung des W estens leicht dazu führen, daß ihm das 
Gesetz des Handelns, worauf es in der Politik so sehr ankommt, ver­
loren geht. Man sollte im W esten vielleicht weniger zaghaft damit sein, 
auch einmal mit originellen Vorschlägen die W eltöffentlichkeit zu über­
raschen.

Die Gleichgestimmtheit, mit der die Note von allen politischen Parteien 
der Bundesrepublik aufgenommen worden ist, hat in der Öffentlichkeit 
einen guten  Eindruck hervorgerufen und die Hoffnung erweckt, daß ein 
gemeinsamer politischer W ille doch noch nicht ausgestorben ist.

Abgesehen von der im Eingang der Note gegebenen politischen Beleh- 
rtmg spricht sie drei Sektoren an, den politischen, den wirtschaftlichen 
und den kulturellen. Es kann als recht befriedigend erkannt werden, daß 
mit dem Wunsch nach Normalisierung der Beziehungen zur Bundesrepu­
blik durch Errichtung von diplomatischen Vertretungen in direkter Ver­
bindung von der Lösung der gesamtdeutschen Frage imd der W ieder­
herstellung der Einheit des deutschen Staates gesprochen wird. Vielleicht 
soll diese unm ittelbare Verbindung den möglichen Verdacht zerstreuen, 
daß in der W iederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zu beiden 
Teilstaaten ein völkerrechtliches Präjudiz für die Verewigung des Status 
quo geschaffen werden solle. Unser Bestreben wird es sein müssen, diese 
Verbindung der Wünsche zu einer conditio sine qua non zu machen 
oder eine Form zu finden, die keine M ißdeutung zuläßt.

Mit ganz besonderer Aufmerksamkeit sollte aber auch der Wunsch 
nach wirtschaftlichem Austausch von uns beachtet werden. Tatsächlich 
w ären wir in der Lage, einen großen Teil unseres wirtschaftlichen W aren­
austausches mit der Sowjetunion einzusetzen, ohne daß das Gespenst 
einer gefährlichen Vergrößerung des sowjetischen Potentials an die W and 
gemalt zu werden braucht. Diese Intensivierung des Güteraustausches 
ist von beiderseitigem Nutzen, und wie oft in der Geschichte kann die 
Integrierung der W irtschaftsbeziehungen auch zu einer Entspannung der 
politischen Verhältnisse beitragen. Vielleicht bestände sogar die Möglich­
keit, eventuelle W irtschaftsvertretungen mit diplomatischen Aufgaben 
zu betrauen, um der Gefahr zu entgehen, selbständige Missionen für 
beide Teilstaaten zu errichten. (sk)

JB. N. Shaffer, Bom bay:

Staatssozialismus als Indiens wirtschaftliches Leitmotiv

In den W ahlkämpfen der unabhängigen Republik 
Indien hat während der vergangenen Jahre die 

Parole der Sozialisten und Kommunisten, daß der 
Nationalkongreß, der die zentrale Regierung in  Delhi 
und die aller Staaten der Union bildet, n id its anderes 
als eine Partei der K apitalisten sei, eine große (wenn 
auch, wie die Resultate gezeigt haben, keine ausschlag­
gebende) Rolle gespielt. Im November vorigen Jahres 
gab nun Premierminister Nehru, der damals noch Prä­
sident der Kongreßpartei war, die Aufsehen erregende 
Erklärung ab, daß der zweite Fünfjahresplan, der jetzt 
für 1956 vorbereitet wird, im Zeichen der sozialisti­
schen Ausrichtung stehen werde. Diese und eine Reihe 
ähnlicher V erlautbarungen sowie Reden auf der Kon­
greßtagung im Januar brachten zunächst Verwirrung 
in das sozialistische Lager. Die einen sind dort der 
Ansicht, Staatssozialismus sei die einzig richtige Lösung 
für Indien, und so w äre der Zeitpunkt für die soziali­

stische Partei gekommen, zum Kongreß, von dem sie 
sich nadi Erlangen der staatlichen Selbständigkeit ge­
trennt hatte, zurückzukehren. Andere, und sie sind 
offenbar in  der M ehrheit, behaupten, wie es die Kom­
m unisten auch tun: „Wir trauen solchen Versprediun- 
gen nicht, denn die Kapitalisten, die immer den Kon­
greß unterstützt haben, werden auch w eiterhin in ihm 
dominieren.“ Die Kommunisten stellten dieses A rgu­
m ent in den V ordergrund ihrer Propaganda während 
des W ahlkampfes im Staate Andhra, in  dessen poli­
tischem Leben sie seit seiner Gründung im Jahre 1951 
einen zahlenmäßig starken Faktor bildeten, und es hat 
ihnen vor wenigen Wochen in  Verbindung mit ande­
ren Ursachen eine vernichtende Niederlage eingebracht. 
Jedoch nicht nur die politische Linke w ar durch Nehrus 
Ruf nach Staatssozialismus in Unruhe geraten — Handel 
und Industrie w aren es nicht weniger. Um die gegen­
wärtige Situation und die Aussichten für die Zukunft

1955/V I 319


